
  

 

  
 

Minoritenplatz 5, 1010 Wien 
www.bmb.gv.at 
DVR 0064301 

   

Frau 
Präsidentin des Nationalrates 
Doris Bures 
Parlament 
1017 Wien 
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Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 13681/J-NR/2017 betreffend Stundentafel der 

Euregio HTL Ferlach, die die Abg. Wendelin Mölzer, Kolleginnen und Kollegen am 29. Juni 2017 

an mich richteten, wird wie folgt beantwortet: 

 

Zu Fragen 1 bis 12: 

 Auf welcher gesetzlichen Grundlage basiert die Entscheidung Italienisch verpflichtend als 

zweite lebende Fremdsprache festzulegen? 

 Wer ist berechtigt darüber zu entscheiden eine weitere lebende Fremdsprache als 

Pflichtgegenstand festzulegen? 

 Welche bzw. wie viele Lehrkräfte unterrichten an der Euregio HTL Ferlach die zweite 

lebende Fremdsprache Italienisch? 

 In welchem Ausmaß (halbe, ganze Lehrverpflichtung)? 

 Welche Kosten entstehen für den Unterricht von Italienisch als zweite lebende 

Fremdsprache? 

 Welche Mehrbelastung entsteht durch das zusätzliche Unterrichtsfach für die Schüler? 

 Gab es Schüler, die im Fach Italienisch zur Reifeprüfung antraten? 

 Mit welchem Ergebnis? 

 Nach welchem Lehrplan wird Italienisch als zweite lebende Fremdsprache unterrichtet? 

 Wo liegen die Unterschiede zum Lehrplan anderer BHS? 

 Liegen Ihnen die Protokolle der diesbezüglich gefassten Beschlüsse des 

Schulgemeinschaftsausschuss vor? 

 Wie lautet der Inhalt dieser Protokolle? 

 

Zum Themenkomplex der Führung des schulautonomen Pflichtgegenstandes Italienisch als 

zweite lebende Fremdsprache wurde nach umfassenden Erhebungen durch den zuständigen 

Landesschulrat für Kärnten eine Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft zur Klärung 

strafrechtlicher Verdachtsmomente übermittelt, außerdem dürften nach den dem 

Bundesministerium für Bildung vorliegenden Informationen darüber hinaus die Straf- 
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verfolgungsbehörden mit weiteren umfangreichen Verdächtigungen befasst worden sein, 

weswegen seitens des Bundesministeriums für Bildung darauf nicht näher eingegangen werden 

kann. 

 
 
 

Wien, 29. August 2017 
Die Bundesministerin: 

 
 
 
 
 

Dr.in Sonja Hammerschmid eh. 
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